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Micheline Calmy-Reys Widerspruch
Ex-Aussenministerin kritisiert EU und befürwortet Schweizer Beitritt dennoch

Spritzen ist altmodisch
Heroin ist eine «Verliererdroge» – das Internet auf dem Vormarsch

Von Nadine A. Brügger

Basel. Mehr Onlinesüchtige, viele Kok-
ser, weniger Heroinspritzende. Das bi-
lanziert der neueste Jahresbericht der
kantonalen Abteilung Sucht. Grund-
sätzlich ist diese mit den Ergebnissen
zufrieden: Die Zahlen der stationär be-
handelten Süchtigen ist stabil, ebenso
die Lage im öffentlichen Raum. 2013
wurde weniger Drogenmaterial wie
Spritzen gefunden und weniger Drogen
wie Heroin öffentlich konsumiert. Die
Kontakt- und Anlaufstellen, in denen
kontrollierte Drogenabgabe und -kon-
sum stattfinden, verzeichneten  pro Öff-
nungszeit durchschnittlich zehn Besu-
cher weniger als noch 2012. Dies, eben-
so wie die stabile Lage im öffentlichen
Raum, ist zu grossen Teilen darauf zu-
rückzuführen, dass «praktisch keine
neuen Heroinkonsumenten registriert
werden», schreibt der Bericht.

Das hat laut Philipp Waibel, Leiter
Gesundheitsdienste, auch damit zu tun,
dass Heroin als «Verliererdroge» gelte,
während Kokain weiterhin in allen Ge-
sellschaftsschichten zulege. Die allge-
meine Akzeptanz der «Business- und
Partydroge» sei gefährlich: «Kokain ist
wie Heroin eine der am stärksten ab-
hängig machenden Drogen», so Waibel.
Rückführungsinstitutionen wie das
Haus Gilgamesch, eine Station auf dem
Weg von der Sucht zurück in die Selbst-
ständigkeit, registrieren denn auch Ko-
kain als Hauptproblem ihrer Bewohner.

Prävention kontrolliert Stoff
Bei der Prävention wird in Basel

nicht nur mit einer Aufklärungsstrate-
gie dem Drogenkonsum entgegenge-
wirkt, sondern auch Prävention bei un-
sauberen Drogen geleistet. Das Pilot-
projekt «Rave it safe» kommuniziert
zwar klar, dass Verzicht die sicherste
Variante wäre, legt sein Augenmerk
aber auf einen sicheren Konsum. Es soll
den Drogenkonsum nicht verhindern,

sondern mit einem mobilen Testlabor
sicherstellen, dass der Stoff genügend
sauber ist. Das Labor ist an Veranstal-
tungen im Nachtleben präsent.

«Ausgehend vom Fakt, dass in der
Partyszene psychoaktive Substanzen
konsumiert werden, ist Aufklärung di-
rekt vor Ort am zielführendsten, um
Prävention und Schadensminderung zu
betreiben», erklärt Waibel. Fachperso-
nen beantworten zudem Fragen zu Par-
tydrogen unverbindlich per Mail. Ende
Jahr wird entschieden, ob das Pilotpro-
jekt offiziell weitergeführt werden soll.

Januskopf Internet
Eine immer wichtigere Rolle in der

Suchtpolitik nimmt das Internet ein. Ei-
nerseits als Instrument gegen die Sucht:
«Safezone.ch bietet Mail-, Chat- und Fo-
renberatungen, sowie Online-Selbst-
tests», zählt Waibel auf. Damit können
Fachpersonen auch jene Betroffenen
erreichen, die nicht in eine Beratung

kommen. Gleichzeitig nimmt aber auch
die Anzahl Internet-Süchtiger zu. Rund
70000 Menschen sind schweizweit von
Internetsucht betroffen. Die in Basel im
vergangenen November lancierte Kam-
pagne «Schalt mal ab!» soll Gefährdete
auf ihr Problem aufmerksam machen,
bevor die Sucht sie verschlingt.

Hauptproblem der Beratungsstellen
sind aber weder Kokain, noch die Onli-
nesucht. An erster Stelle steht hier nach
wie vor der Alkohol. Wie einfach auch
Jugendliche unter dem Schutzalter an
Alkohol kommen, zeigt das Blaue
Kreuz: 56 Prozent aller Testkäufer wa-
ren erfolgreich. Dass immer wieder Ju-
gendliche mit einer Alkoholvergiftung
im Spital landen, erstaunt da wenig.
Neu sollen nicht nur die unter 16-Jähri-
gen nach dem alkoholbedingten Spital-
aufenthalt zur Kontrolle aufgeboten
werden, sondern alle Jugendlichen un-
ter 18 Jahren. Zusammen mit dem Ter-
min geht ein Brief an die Eltern.

180 Joints, 492 Hanfpflanzen und drei Kilo Heroin

Basel. Rund 3400 Delikte haben die
Basler Strafverfolgungsbehörden im
vergangenen Jahr im Zusammenhang
mit Drogen untersucht. Am häufigsten
wurde mit 1488 Fällen der Besitz illega-
ler Suchtmitteln geahndet. 1324-mal 
ging es um den Konsum und 382-mal
um den Handel. In 199 Fällen mussten
sich Angeklagte wegen des Schmug-
gels von illegalen Drogen verantworten
und 29 Personen wurden wegen des
Anbaus oder der Herstellung illegaler
Suchtmittel verfolgt.
Mit Abstand am häufigsten konsumiert
haben die Basler 2013 Hanfprodukte
wie Gras und Haschisch. 65 Prozent
aller Fälle drehten sich um diese Sub-
stanzen. 12,8 Prozent betrafen ver-
schiedene Stimulantien, also Auf-
putschmittel, dazu gehören beispiels-
weise Kath und Kokain. Bei weiteren

7,2 Prozent ging es um Opiate, bei-
spielsweise Heroin. Dies entspreche in
etwa der Verteilung der Vorjahre, heisst
es im Suchtmonitoring-Bericht.
Bei den Beschuldigten handelte es sich
meist um Männer zwischen 20 und 24
Jahren (334). Nur in 41 Fällen betrafen
die Ermittlungen Frauen in derselben
Altersgruppe. Sieben Buben und drei
Mädchen waren zum Zeitpunkt der
Strafverfolgung unter 14 Jahre alt, sie-
ben Männer und eine Frau hingegen
hatten den 60. Geburtstag bereits hinter
sich. Im Rahmen der Verfahren
beschlagnahmten die Strafverfolgungs-
behörden unter anderem 180 Joints,
492 Hanfpflanzen, rund 13 Kilogramm
Kokain, 3,2 Kilogramm Heroin, 175
Dosen Ecstasy, ein halbes Kilogramm
halluzinogene Pilze und ungefähr 455
Kilogramm Kath. ni

Von Esther Jundt

Basel. Sehr kritisch hat sich die frühere
Aussenministerin Micheline Calmy-Rey
an einer Veranstaltung in Basel zur Vor-
stellung ihres Buches «Die Schweiz, die
ich uns wünsche», über die Vorgänge in
der EU geäussert. Dieser Institution feh-
le es an Demokratie und zunehmend
würden zwei Staaten – Frankreich und
Deutschland – bestimmen, wie sie funk-
tionieren solle. Alle anderen Mitglied-
staaten seien unzufrieden, weil ihre
Wünsche nicht beachtet würden. Die
EU sollte ihre Institutionen überden-
ken, sagte Calmy-Rey.

Auch die Menschen in der EU seien
nicht glücklich. Kritisiert werde die Bü-
rokratie und die Bevölkerung habe den
Eindruck, die Kommission befehle «von

oben» über die Nationalstaaten. «Dieses
System kennen wir in der Schweiz nicht
und wir wollen es auch nicht so haben»,
sagte die Genferin. Die EU kenne zwar
das Initiativrecht, aber das sei ungenü-
gend entwickelt. Initiativen würden vor
der EU-Kommission enden. Deshalb
wäre für Europa die direkte Demokratie
wünschenswert. Die Menschen müss-
ten sich – wie in der Schweiz – mit The-
men befassen, die sie gemeinsam be-
treffen. Das fördere den Zusammenhalt.
Europa fehle es nicht nur an Demokra-
tie, die Europäische Union müsste sich
auch dezentralisieren.

Bilaterale am Ende
Trotz aller Kritik an der EU setzt sich

Calmy-Rey für einen Beitritt der
Schweiz ein. Unser Land sei an einem

Scheideweg: Der bilaterale Weg gehe
zu Ende und die Verhandlungen über
institutionelle Fragen seien sehr schwie-
rig. Keine Lösung für die frühere Bun-
desrätin ist, was nun vorgeschlagen
wird, nämlich dass die Schweiz die
EU-Normen automatisch übernehmen
müsste und dies von «fremden Rich-
tern» überwacht werde. Damit werde
die Selbstbestimmung der Schweiz in-
frage gestellt.

Calmy-Rey strebt den Beitritt der
Schweiz zur EU «mit Ausnahmen» an.
Die Ausnahmen beträfen die Währung
und die Neutralität. Die Schweiz könnte
sich einbringen und würde beachtet,
glaubt die Sozialdemokratin, obwohl
sie auch eingestehen musste, dass der-
zeit vor allem Deutschland die Richtung
der Gemeinschaft bestimmt.

«Aus Angst entstanden»
Auf die Frage des Moderators Matt-

hias Zehnder, wie sie den Auftrieb der
EU-kritischen Kräfte bei den vergange-
nen Europawahlen beurteile, sagte Cal-
my-Rey, diese Kräfte würden in einer
globalisierten Welt mit einfachen Ant-
worten operieren. Das mache auch die
SVP in der Schweiz; sie sei gegen die
Einwanderung und gegen Europa. «Der
Erfolg der Masseneinwanderungs-Ini-
tiative ist aus Angst entstanden», sagte
die ehemalige Bundesrätin. Zur Frage
der Einwanderung habe der Bundesrat
zu spät reagiert. «Es war ein Fehler, der
SVP die Probleme der Einwanderung
und der Sicherheit zu überlassen», hielt
Calmy-Rey fest.

Die von der SVP vorgeschlagenen
Kontingente seien nicht vereinbar mit
der Personenfreizügigkeit. Komme hin-
zu, dass derzeit eine Rechtsunsicherheit
bestehe. Der freie Zugang zum EU-
Markt sei zudem nicht gewährleistet;
eine Lösung nicht in Sicht. Calmy-Rey
geht davon aus, dass das Parlament und
später das Volk über Kontingente ent-
scheiden werden.
Micheline Calmy-Rey: «Die Schweiz, die ich
uns wünsche»; Nagel&Kimche; 18.90 Fr.

Kontingente nicht mit Personenfreizügigkeit vereinbar.� Micheline Calmy-Rey 
will das Volk über die Zukunft der Bilateralen abstimmen lassen.  Foto Nicole Pont
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Sie sind an weiteren Angeboten interessiert? 
Dann melden Sie sich für unseren Newsletter 
unter www.hieber.de an.
Super-Wechselkurse : 1,2300 nur gültig bei Barzahlung.

… geh lieber gleich zu Hieber unter Anderem in
• Lörrach • Weil am Rhein • Binzen 
• Nollingen • Grenzach • Rheinfelden 
mehr Infos unter www.hieber.de

1,70 Euro für einen Liter Benzin - normal
15,- Euro für ein kg Kaffee - normal

und unter 1 Euro für 10 Eier - ist das auch normal?
Nein - das ist nicht normal!

-.99
Wir wollen 

nicht billig!

Angebote gültig von Montag, 02.06.

bis Samstag, 07.06.2014

€39.99
CHF 49,19

€1.39
CHF 1,71

€14.95
CHF 18,39

€2.49
CHF 3,06

€1.99
CHF 2,45

€11.99
CHF 14,75

€2.39
CHF 2,94

Frische deutsche Kalbsfilets
bestens zu
frischem Spargel
zu empfehlen,
1 kg

Eier „Billig“
10 Eier aus Boden-
haltung Größe S/M,
10 Stück

Ariel Vollwaschmittel
verschiedene Sorten, z. B. Pulver
5,72-kg-Packung, color flüssig
6,16-L-Flasche, 83 Waschladungen
+ 5 Wäschen gratis
(1 WL = € 0,17)

€14.99
CHF 18,44

Lamm-
grillscheiben
grillfertig
mariniert, 1 kg

Bioland Eier
aus Baden-Württem-
berg, Größe M/L,
6er-Packung

Pfirsiche gelb oder
Nektarinen gelb
aus Spanien, Klasse I,
1 kg

Lacroix Braten-Fond
verschiedene Sorten,
400-ml-Glas
(1 L = € 4,98)

Beck’s Bier verschiedene Sorten,
20 x 0,5-L-Flaschen zzgl. Pfand
(1 L = € 1,20) oder
Gold 24 x 0,33-L-
Flaschen zzgl. Pfand
(1 L = € 1,52), Kiste

€1.19
CHF 1,46

Landliebe Butter
rahmig frisch,
250-g-Packung
(100 g = € 0,48)

€1.99
CHF 2,45

Steinbeißerfilets
aus dem Nordostatlantik,
helles, würziges Filet,
ohne Haut, 100 g

Die Firma Hieber kann diese Billig-Entwicklung bei einigen Lebensmitteln nicht
unterstützen.

Wir haben deshalb die Billig-Eier / Discount-Eier aus dem Sortiment
genommen und bieten Ihnen ab sofort 10 Eier für 1,39 Euro an.

Gute Lebensmittel sind uns wichtig. Erzählen Sie es weiter.

Ihr Dieter Hieber und Team

Wir können Ihnen garantieren:
• Regionale Herkunft der Eier (BW/Bayern)
• Direkte Wege ohne Zwischenhandel
• Gute Bezahlung beim Landwirt
• artgerechte Tierhaltung
• Gute Futterqualität

Aufgrund eines Feiertages bleiben 

unsere Märkte und Backstände am 

Montag, 09.06.2014 geschlossen!

Basler Zeitung, 3. Juni 2014
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Energy Basel kommt nicht zur Ruhe.
Der Lokalradiosender hat schon wie-
der einen neuen Programmleiter.
Nach nur zehn Monaten muss Benja-
min Schmid gehen. Hintergrund sind
offenbar Meinungsverschiedenhei-
ten, die trotz mehrerer Gespräche
nicht beigelegt werden konnten.
Schmid und der Geschäftsleiter von
Energy Schweiz, Dani Büchi, beto-
nen, die Trennung sei im «gegenseiti-
gen Einvernehmen» erfolgt. Sie las-
sen die Frage nach den Gründen un-
beantwortet. Die Formulierung von
Energy allerdings lässt keine Zweifel:
Schmid geht nicht freiwillig. Energy
habe sich von Schmid getrennt, steht
in der Mail-Antwort.

Die Programmleitung von Energy
Basel hat seit rund einer Woche Nik

Eugster inne, der bisherige Pro-
grammleiter von Energy Bern. «Das
ist für uns eine ideale Lösung», sagt
Büchi. Eugster werde künftig für bei-
de Standorte verantwortlich sein.
Der erneute Wechsel und die Berner
Leitung werfen die Frage auf, wie vie-
le Inhalte aus Basel noch über den
Äther gehen. Denn immer öfter wer-
den die Energy-Hörer von einem Mo-
derator auf Züri- oder Bärndütsch be-
grüsst. Und die Zahl der redaktionel-
len Beiträge aus Basel scheint stetig
zu sinken. Konzessioniert ist der Sen-
der aber als lokal-regionales Radio-
programm mit dem Auftrag, relevant
zu informieren und journalistische
Qualität zu garantieren.

Kaum Unterschiede zu «Basilisk»
Bereits 2012 überprüfte das Bun-

desamt für Kommunikation (Bakom),
ob Energy Basel nach Übernahme von
Radio Basel die Konzession noch er-
füllt. Grund war eine Interpellation
des Baselbieter SP-Ständerats Claude
Janiak im Bundesparlament. Er äus-
serte den Verdacht, Radiokonzessio-
nen würden zur Handelsware. Im De-

zember kam das
Bakom zum
Schluss, der Auf-
trag sei gewähr-
leistet, Energy Ba-
sel verletze die
Konzession nicht.
«Energy Basel
verfügt über
knapp genügend
personelle Res-

sourcen zur Umsetzung des Leistungs-
auftrags», so die kurze Zusammenfas-
sung der Untersuchung. Auch die
Qualität wurde nicht beanstandet.

Bakom-Mediensprecherin Debo-
rah Murith erklärt auf Anfrage: «Das
Bakom kam aufgrund von Stichpro-
ben-Aufzeichnungen zum Schluss,
dass das Programm von Energy Basel
im Vergleich zu Radio Basilisk keine
grossen Unterschiede in Bezug auf
die Dauer und die Inhalte der lokal-
regionalen Informationen zur Prime-
time aufweist.»

Das Resultat der Untersuchung
konnte Janiaks Zweifel nicht ausräu-
men: «Meine Bedenken wurden nicht
zerstreut.» Aufgrund der jüngsten

Entwicklungen beim Lokalsender
könne er sich durchaus vorstellen,
im Rahmen der Debatte über die Re-
vision des Radio- und TV-Gesetzes in
der Sommersession nochmals nach-
zufragen, welche Minimalstandards
es zur Erfüllung von Lokalradiokon-
zessionen brauche.

Keine Auskunft zu Mitarbeiter-Zahl
Im Rahmen der Konzessionsüber-

prüfung 2012 wies Energy 12,4 Voll-
zeitstellen für Basel aus, 4,6 davon in
der Nachrichtenredaktion. Sicher ist,
dass es seither immer wieder zu Kün-
digungen kam. Die Frage, wie viele
Angestellte Energy Basel derzeit hat,
beantwortet Büchi, ohne konkrete
Zahlen zu nennen: «Die Anzahl der
Mitarbeiter von Energy Basel hat sich
in den letzten zweieinhalb Jahren
kaum verändert.» Allerdings seien
die Nachwehen des Relaunchs noch
spürbar, es gebe viele Wechsel, sagt
Büchi. In den nächsten Monaten wür-
den drei neue Mitarbeiter in Basel an-
gestellt; weitere würden folgen, ob-
wohl es schwierig sei, in Basel Leute
zu finden.

VON PASCALE HOFMEIER

Radio Beim Basler Ableger von
Energy führt neu Nik Eugster
Regie. Die Debatte, ob der Sen-
der den Konzessionsauftrag er-
füllt, dürfte wieder aufflammen.

Bei «Energy» ist immer weniger Basel drin

Nik Eugster. ZVG

Notrufe an die Baselbieter Polizei,
Feuerwehr oder Rettungssanität sol-
len zukünftig alle an dieselbe Ein-
satzzentrale gelangen. Der Kanton
wird nämlich mit der heutigen, ge-
trennten Struktur den Bedürfnissen
der Gesellschaft sowie jenen der
Blaulichtorganisation nicht mehr ge-
recht. Dieser Ansicht ist jedenfalls
die Baselbieter Regierung. Sie ist
überzeugt, dass eine Zusammenle-
gung der Blaulichtorganisationen die
Qualität der Dienstleistungen erhö-
hen würde. Mit dieser Stellungnah-
me beantwortet die Regierung ein
acht Jahre altes Postulat von Made-
leine Göschke, einer ehemaligen
Grünen-Landrätin. Göschke reichte
2006 das Postulat «Zusammenschluss
der Anlaufstellen von Sanität und
Feuerwehr zu einer einzigen Einsatz-
zentrale und deren gemeinsamer Be-
trieb mit Basel-Stadt» ein.

Bei Notrufen geht viel Zeit verloren
Im Baselbiet werden zurzeit drei

Zentralen betrieben: die Einsatzleit-
zentrale der Polizei in Liestal, die im
Kanton die erste Anlaufstelle für Not-
fälle der Polizei und Feuerwehr dar-
stellt und die Notrufe auf die Num-
mer 112 bearbeitet, zweitens die Ver-
kehrssicherheitszentrale der Polizei
in Sissach sowie drittens die Sanitäts-
notrufzentrale im Kantonsspital Ba-
selland in Liestal.

Der Betrieb dieser drei Zentralen
kostet total gegen zehn Millionen
Franken. Mit einer Zusammenlegung
könnte Geld gespart werden. Dies
vor allem, weil die Gebäude, in de-
nen sich die Einsatzzentralen befin-
den, nicht mehr der aktuellen Bau-
weise entsprechen und Stromausfall-
und erdbebengefährdet sind. Es sind
grössere Investitionen in die Gebäu-
de notwendig.

Die Bevölkerung erwarte, dass die
Blaulichtorganisationen rasch, wir-
kungsvoll und koordiniert handel-
ten. Meist entstehen bei den Zentra-
len aber Effizienzverluste, wenn
Notrufe und Informationen zwi-
schen den drei Zentralen weiterge-

leitet werden müssen. Solche Zeit-
verluste entstehen vor allem auch
bei Anrufern, die über die Nummer
112 die Rettungssanität alarmieren.
Dann muss das Telefonat erst an die
Sanitätsnotrufzentrale in Liestal
weitervermittelt werden. Ein weite-
rer Nachteil ist, dass jene Anrufer,
die die Rettungssanität brauchen,
eventuell durch das Personal der
Einsatzleitzentrale der Polizei fach-
lich nicht richtig geleitet werden,

weil sie nicht das notwendige Fach-
wissen besitzen.

Keine Zentrale mit Basel-Stadt
Die Baselbieter Regierung möchte

bis spätestens 2019 diese gemeinsame
Einsatzzentrale für Polizei, Feuerwehr
und Rettungssanität, Zivilschutz, Spe-
zialisten und Führungsorgane schaf-
fen. Der nächste Schritt sei die Einset-
zung einer interdisziplinären Arbeits-
gruppe unter der Verantwortlichkeit

der Sicherheitsdirektion. Landrätin
Göschke erwähnte in ihrem Postulat
auch, dass es sinnvoll wäre, die Zu-
sammenlegung der entstandenen Ein-
satzzentrale mit derjenigen von Ba-
sel-Stadt zu evaluieren, für eine regio-
nal orientierte Zentrale. Die Regie-
rung lehnt dies jedoch nach einer
Analyse ab. Hauptgrund sei die Tatsa-
che, dass in beiden Kantonen zu viele
verschiedene Gesetze und Verant-
wortlichkeiten bestünden (siehe Box).

Baselland Die Einsatzzentralen von Polizei, Sanität und Feuerwehr sollen zusammengelegt werden

VON MILENA STEIGER

Ein einziger Anschluss für alle Notfälle

Notrufe, egal, ob für Polizei, Feuerwehr oder Sanität, sollen bald in derselben Zentrale eingehen. KEYSTONE

Während die gemeinsame
Alarmierung der Rettungskräf-
te in beiden Basel vom Land-
kanton abgelehnt wird (siehe
Haupttext), erhält die Stif-

tung Medizinische Notruf-

zentrale Basel (MNZ) viel

Lob. Die Einrichtung mit der
etwas irreführenden Bezeich-
nung nimmt Anrufe von Men-
schen mit akuten Gesund-
heitsbeschwerden entgegen.
Über eine Triage helfen die
MNZ-Mitarbeiter den Patien-

ten, gleich die richtige Anlauf-
stelle zu finden, und entlas-

ten so gleichzeitig Fachärz-

te und Spitäler von Baga-

tellfällen. Die MNZ wird pari-
tätisch getragen vom Univer-
sitätsspital Basel, vom Kan-

tonsspital Baselland sowie
von den beiden kantonalen
Ärztegesellschaften. Die Kos-
ten belaufen sich auf eine Mil-
lion Franken pro Jahr. 2013
wurde der Vertrag um vier
Jahre verlängert. (BOB)

■ NOTRUFZENTRALE BASEL: MEDIZINISCHE SOFORT-BERATUNG

Lesung Am Sonntag hat der Kanton
Genf mit einem grossen Fest das 200-
Jahr-Jubiläum des Bundesbeitritts ge-
feiert. Eine der bekanntesten Genfer
Politikerinnen weilte aber in Basel: Alt
Bundesrätin Micheline Calmy-Rey hat
in Basel auf Einladung der Neuen Eu-
ropäischen Bewegung Schweiz und
der Regio Basiliensis aus ihrem Buch
vorgelesen und Fragen zum Verhält-
nis Schweiz-EU diskutiert.

Selbstständigkeit keine Lösung mehr
Calmy-Rey erinnerte dabei an die

Genfer Geschichte: Bis zur Besetzung
durch Napoleon war die Republik
Genf ein stolzer, unabhängiger Stadt-
staat. Nach Abzug der Truppen Napo-
leons wollte Genf wieder selbststän-
dige Republik sein. Schnell wurde
den Genfern aber klar, dass ein Über-
leben als selbstständiger Kleinstaat
nicht mehr möglich war. Der Beitritt
zur Eidgenossenschaft erschien Genf
als vernünftigste Lösung.

Genauso könnte es laut Micheline
Calmy-Rey der Schweiz in Bezug auf
Europa gehen: Ein Beitritt zur Euro-
päischen Union könnte bezüglich Si-
cherheit und Wohlstand für die
Schweiz über kurz oder lang die beste
Option darstellen. Allerdings müssten
dazu die proeuropäischen Kräfte in
der Schweiz ihre Stimme erheben.
«Jahrelang haben sich die Pro-Europä-
er in der Schweiz gefürchtet, von Eu-
ropa zu reden, weil sie keine schlafen-
den Hunde wecken wollten. Spätes-
tens seit dem 9. Februar und dem Ja
zur Masseineinwanderungsinitiative
ist klar: da schläft niemand mehr», er-
klärte die Alt-Bundesrätin.

Schweiz als Beispiel für die EU
Calmy-Rey ist überzeugt, dass

nicht nur die Schweiz von der EU
profitieren könnte, sondern auch
umgekehrt die EU von der Schweiz.
In ihrem Buch spricht sie sogar von
einer «Verschweizerung der EU». Die
Schweiz sei ein einzigartiges Beispiel
für das funktionierende Zusammen-
leben verschiedenster Kulturen in ei-
ner föderalen Gemeinschaft.

Auf die Frage aus dem Publikum,
ob die Schweiz für eine Einflussnah-
me in der EU nicht viel zu klein sei,
verwies Calmy-Rey auf Luxemburg:
Das mit 550 000 Einwohnern kleinste
Land der EU sei kaum grösser als der
Kanton Genf, aber Verwaltungssitz
der EU. Und es stelle mit Jean-Claude
Juncker möglicherweise bald den
EU-Kommissions-Präsidenten. «Gera-
de weil die Schweiz klein ist und für
niemanden eine Gefahr darstellt,
kann sie in Europa dank ihrer Kom-
petenzen Einfluss nehmen.»

Micheline Calmy-Rey wird am 25. Juni er-
neut in der Region Basel, in der Kantons-
bibliothek in Liestal, aus ihrem Buch «Die
Schweiz, die ich uns wünsche» lesen.

Calmy-Rey sieht
Verschweizerung
der EU als Chance

Am Genfer Jubiläumstag in Basel:
Micheline Calmy-Rey. NIZ
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